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György Széll, Osnabrück 

Sind die Freiheitsrechte universal?  
 
Der Ruf nach Freiheit, wie sie auch in der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte (AEMR) definiert wurde, scheint universal zu sein.1 Die Freiheitsrechte 
sind in die AEMR eingebettet, die mit der Verwendung der Begriffe ›Freiheit‹, 
›Gleichheit‹, ›Brüderlichkeit‹ direkten Bezug nimmt auf die französische Erklä-
rung der Menschen- und Bürgerrechte von 1789. In Artikel 1 der AEMR heißt es: 
»Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren.2 Sie sind 
mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im Geist der Brüderlich-
keit begegnen«. Die wesentlichen Freiheiten sind demnach: Artikel 3 (Recht auf 
Leben und Freiheit), 18 (Gedanken-, Gewissens-, Religionsfreiheit), 19 (Mei-
nungs- und Informationsfreiheit), 20 (Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit). 

Rechte sind im Allgemeinen kodifiziert und damit ggf. einklagbar. Sie können 
durch gesellschaftlichen Konsens formuliert, aber auch de facto beschnitten bzw. 
aufgehoben werden. Die AEMR ist eine rechtlich nicht bindende Resolution. Am 
10. Dezember 1948 wurde sie von den Vereinten Nationen mit 48 Ja-Stimmen 
ohne Gegenstimmen bei acht Enthaltungen verabschiedet. Die Enthaltungen ka-
men von der Sowjetunion, der Ukraine, Weißrussland, Polen, der ČSSR, Jugosla-
wien, Saudi-Arabien und Südafrika.3 Wesentlich beteiligt an der Formulierung 
der AEMR waren u.a. zwei Franzosen und der chinesische Philosoph Peng-chun 
Chang.4 China: das war damals die Republik China unter dem Diktator Chiang 
Kai-shek; als ständiges Mitglied des Sicherheitsrats hat es also dieser Resolution 
zugestimmt.5  

Zum damaligen Zeitpunkt waren die Gründungsmitglieder der Vereinten Na-
tionen selbst jedoch mehrheitlich keineswegs ›demokratisch‹ im heutigen Ver-
ständnis. Das folgende Zitat mag für viele andere Ja-Stimmen zur AEMR gelten: 

»Der iranische Delegierte Fereydoun Hoveyda schrieb später, er habe seine 
Regierung darauf aufmerksam gemacht, dass viele der geplanten Men-
schenrechte im Widerspruch zu iranischem Recht stünden. Sein Minister 
habe ihm geantwortet: ›Das ist egal. Die Amerikaner wollen die Erklärung, 
und wir brauchen die Hilfe der Amerikaner. Stimme einfach immer so wie 
Frau Roosevelt. [...] Die Erklärung ist ohnehin nur ein Stück Papier.‹«6  

 
Damals regierte im Iran der Shah Reza Pahlewi von Großbritanniens und der USA 
Gnaden.  

Gegenwärtig fühlen sich die 193 Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen mehr 
oder weniger an diese Resolution gebunden. Franziska Martinsen sieht allerdings 
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eine wachsende Differenz zwischen der Zahl der Ratifizierungen von Menschen-
rechtskonventionen und der Praxis. Die meisten Konventionen ständen nur auf 
dem Papier.7 Dies steht fraglos in direktem Zusammenhang mit der Schwächung 
der Demokratien weltweit: Dem Demokratieindex 2018 des Economist zufolge 
sind nur noch 20 von 167 Nationen vollständige Demokratien. Die USA zählen 
nicht dazu.8 

Um Gesetzeskraft zu erlangen, muss die AEMR erst in nationales Recht über-
setzt worden sein. Das geschah auf unterschiedliche Weise, wie die verschiedenen 
Verfassungen zeigen. Im 1949 verabschiedeten Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland stehen die unveräußerlichen Grundrechte ganz vorne – im Gegensatz 
zu vielen anderen Verfassungen. ›Freiheit‹ ist einer der Hauptbegriffe: Artikel 2 
GG verbrieft persönliche Freiheitsrechte; Art. 4 die Glaubens- und Gewissens-
freiheit; Art. 5 die Freiheit der Meinung, Kunst und Wissenschaft; Art. 8 die Ver-
sammlungsfreiheit; Art. 9 die Vereinigungs- und Koalitionsfreiheit. Zusammen-
fassend sprechen wir von der Freiheitlichen Demokratischen Grundordnung. 
Damit ist schon die Symbiose zwischen Freiheitsrechten und Demokratie ausge-
drückt. Interessanterweise sind die Versammlungsfreiheit sowie Vereinigungs- 
und Koalitionsfreiheit auf deutsche Staatsbürger beschränkt – ein Spannungsver-
hältnis zwischen Menschen- und Bürgerrechten, auf das Franziska Martinsen zu 
Recht hinweist.9 Es besteht aber auch ein Spannungsverhältnis zwischen den drei 
Begriffen ›Freiheit‹, ›Gleichheit‹, ›Brüderlichkeit‹. 

Eine Weiterentwicklung fand in Europa statt: Hier wurde 1950 die Europäi-
sche Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten verab-
schiedet und trat 1953 in Kraft. Im Gegensatz zur AEMR ist sie rechtsverbindlich. 
Die Europäische Kommission für Menschenrechte existierte von 1953 bis Ende 
Oktober 1998. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte wurde 1959 ein-
gerichtet und löste 1998 die Kommission ab. Die Charta der Grundrechte der Eu-
ropäischen Union folgte im Jahr 2000.  

Schon im Jahr 1990 hatte die Organisation für Islamische Zusammenarbeit 
die Kairoer Erklärung der Menschenrechte beschlossen, die inhaltlich erhebliche 
Differenzen zur AEMR aufweist. Sie sieht weder die Gleichberechtigung von 
Männern und Frauen vor, noch ein Recht auf freie Wahl der Religion oder des 
Ehepartners und stellt alle dargestellten Rechte unter den Vorbehalt der islami-
schen Scharia. Die im Jahr 2004 von der Arabischen Liga beschlossene Arabische 
Charta der Menschenrechte liegt dagegen näher an der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte. Interessanterweise gibt es keine vergleichbaren Initiativen in 
Afrika, Asien oder Lateinamerika. 

Die Menschenrechtskommission der UNO existierte von 1946 bis 2006 und 
wurde danach durch den Menschenrechtsrat ersetzt. Dieser besteht aus 47 Mit-
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gliedern und ist durchaus umstritten, da die Mehrheit der Mitglieder aus nichtde-
mokratischen Regimen stammt und häufig wegen Menschenrechtsverletzungen 
angeklagt ist. Die USA traten 2018 aus ihm aus. 

 
I. Der Freiheitsbegriff – Im Englischen besteht ein Unterschied zwischen den Be-
griffen freedom, der im Singular, und liberty, der meist im Plural verwendet 
wird.10 Freedom ist mit unserem Wort Freiheit sprachlich verwandt, also germa-
nisch. Demgegenüber gehen die Worte liberty bzw. liberté auf die römische Frei-
heitsgöttin Libertas, also auf romanische Ursprünge zurück. Herbert R. Ganslandt 
vertritt die These, dass in der französischen und angelsächsischen pragmatischen 
Tradition ›Freiheit‹ die Wahl zwischen zwei Alternativen meint, während im 
Deutschen in der idealistischen Tradition deren Autonomie betont werde.11 

Aber kann man überhaupt von der Freiheit sprechen? Müsste es nicht die Frei-
heiten heißen? Auch die Menschenrechte sind immer im Plural vertreten. Im Zent-
rum der Debatten und auch der Differenzen steht zudem die Gegenüberstellung 
von kollektiven vs. individuellen Freiheiten. Diese sollten jedoch keineswegs als 
Gegensatz, sondern als sich notwendigerweise ergänzende betrachtet werden. 
Ganslandt12 und André Tosel13 betonen in der Tradition von Spinoza zudem die 
Dialektik von Freiheit und Notwendigkeit.  

Wir müssen auch unterscheiden zwischen negativer und positiver Freiheit, d.h. 
der Freiheit von – z.B. Ausbeutung und Unterdrückung, Hunger, Mangel, Elend – 
und Freiheit der – Berufswahl, Bewegung, Demonstration, Erziehung, Jagd, Ko-
alition, Körperkultur, Kunst, Medien, Niederlassung, Partnerwahl, Rede, Reise, 
Bewaffnung,14 Wahl, Wirtschaft, Wissenschaft ebenso wie des Glaubens, des 
Handelns und des Willens. 

Parallel dazu geht es um: Freie Bauern, Freiherren, freie Berufe, freies Unter-
nehmertum, Freizügigkeit, Freiräume, Freidenker, Freigeister, Freisinnigkeit, 
Freigänger, freies Geleit, aber auch um ein (kosten-)freies Gesundheitssystem und 
den Zugang zu Ressourcen.  

Dies sind aber zumeist individuelle Freiheiten. Kollektive Freiheiten manifes-
tieren sich zuvörderst in Aufständen, Revolutionen und Unabhängigkeits-/Frei-
heitskämpfen. Im ausgehenden Mittelalter und in der Frühen Neuzeit emanzipier-
ten sich zahlreiche Städte von obrigkeitlichen Herrschern – ob weltlich oder 
geistlich –, um frei zu werden. Die Parole ›Stadtluft macht frei!‹ ging um. Im 
Heiligen Römischen Reich deutscher Nation entstanden die ›Freien Reichsstädte‹ 
und europaweit die Stadtrepubliken. Die Bezeichnung findet sich heute noch in 
den ›Freien Hansestädten‹ bzw. den kreisfreien Städten. 

Im Gegensatz zur Redefreiheit ist in den meisten Verfassungen jedoch nicht 
die Sprachfreiheit gesichert, was damit zusammenhängt, dass die Nationenbil-
dung in der Regel durch die Unterwerfung anderer Völker geschah. Deren Iden-
tität sollte durch die Einheitssprache vernichtet werden. Darüber hinaus gilt es als 
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Erfordernis des Einheitsstaates, für Verwaltung, Militär und Schulwesen eine ge-
meinsame Sprache zu haben. Viele Unabhängigkeits- bzw. Autonomiebewegun-
gen entstanden im Übrigen am Sprachkonflikt. Immerhin sichert die Europäische 
Charta der Regional- oder Minderheitensprachen seit 1998 diese Rechte in Eu-
ropa. Auch in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union ist in Artikel 
22 die Achtung der Sprachen festgeschrieben. 

Die USA waren Vorkämpfer für die Unabhängigkeit ihrer vormaligen Kolonie 
vom britischen Mutterland sowie die Ausrufung der Republik und damit Vorbild 
für viele andere Nationen, insbesondere in Lateinamerika. Es handelte sich dabei 
aber um Separation und nicht um die Wiedergewinnung der Souveränität. Wobei 
dies – wie so häufig in der Geschichte – zu einem Paradox führte: Diejenigen, wie 
die Mayflower People im 17. Jahrhundert, die ihr Mutterland Großbritannien ver-
ließen, um religiöse Freiheit zu erlangen, nahmen den amerikanischen Ureinwoh-
nern die Freiheit. Deren Kämpfe gegen die Kolonisatoren in beiden Amerikas 
scheiterten. Ähnlich verlief die Entwicklung z.B. in Ozeanien. Da alle Nationen 
durch Gewalt und Annexionen entstanden sind, gibt es bis heute weiterhin zahl-
reiche Freiheitsbewegungen weltweit. 

Eine andere Art von Freiheitskampf war der gegen Besatzungs- bzw. Koloni-
almächte, sei es in den Niederlanden im 17. Jahrhundert, in Italien im 19. Jahr-
hundert oder während des gesamten 20. Jahrhunderts in Afrika und Asien. Dabei 
entwickelten sich besondere Formen des Widerstands, nämlich Guerilla- bzw. 
Partisanenkämpfe: zuerst Anfang des 19. Jahrhunderts in Spanien gegen die Ok-
kupation durch Napoleon. 

Das zwanzigste Jahrhundert war geprägt durch nationale Befreiungskämpfe, 
die teilweise bis heute andauern. Der African National Congress (ANC), gegrün-
det als eine der ersten Befreiungsbewegungen in der Dritten Welt im Jahre 1912, 
verabschiedete am 16. Dezember 1943 die Africans’ Claims in South Africa, auch 
bekannt als Freedom Charter. Exemplarisch für diese Bewegungen mag die Au-
tobiographie Der lange Weg zur Freiheit von Nelson R. Mandela stehen.15 Abra-
ham H. Maslow ging davon aus, dass Menschen erst in der höchsten Entwick-
lungsstufe, nachdem alle Grundbedürfnisse befriedigt seien, nach Selbstverwirk-
lichung und damit nach Freiheit streben.16 Das trifft offenbar so nicht zu, denn 
z.B. die Freiheitskämpfe in der Dritten Welt erfolgten unter extremen Armutsbe-
dingungen.  

Deprimierend ist die Feststellung, dass die meisten freiheitskämpfenden Or-
ganisationen in dem Augenblick, in dem sie die Unabhängigkeit erreicht hatten, 
die individuellen Freiheiten massiv beschnitten und autoritäre, diktatorische Re-
gime errichteten. 
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II. Entstehungsgeschichte der Freiheitsrechte – Der westliche Freiheitsbegriff 
geht einerseits auf die griechisch-römische Zivilisation und – im Weg über die 
arabische Zivilisation – auf deren Renaissance, den Humanismus und die Aufklä-
rung zurück sowie andererseits auf die jüdisch-christlichen Religionen. Zahlrei-
che Autoren berufen sich bei der Genese der Freiheitsrechte auf Aristoteles (384-
322 v. Chr.)  

»Ein Stück der Freiheit ist aber damit gegeben, daß man abwechselnd ge-
horcht und befiehlt. [...] Voraussetzung der demokratischen Verfassung ist 
die Freiheit. Das ist ja die gewöhnliche Rede, daß die Bürger bloß dieser 
Verfassung Freiheit genießen; denn das, sagt man, setze jede Demokratie 
sich zum Ziele.«17 

 
Franziska Martinsen hinterfragt diesen Bezug jedoch radikal, da die griechische 
Polis den meisten Einwohnern jegliche Rechte verwehrte.18 Man sollte m.E. die 
Schriften von Aristoteles jedoch nicht kontextunabhängig verstehen, insofern 
stimme ich ihrer Kritik nicht zu. Aber es trifft sicherlich zu, dass ein bruchloser 
Bezug zur Antike nicht vertretbar ist.19 Die sogenannte ›älteste Demokratie der 
Welt‹, Großbritannien, hat bis heute keine Verfassung. In Bezug auf die Freiheits-
rechte wurde erst 1998 die Human Rights Bill nach EU-Vorgaben verabschiedet. 
Es gibt aber eine lang zurückliegende Tradition, nämlich die Magna Carta Liber-
tatum von 1215,20 auf die das Königreich bis heute mächtig stolz ist. 

Tim Reiß zufolge beginnt der moderne Freiheitsbegriff mit Hobbes’ ›Willkür-
freiheit‹ im 17. Jahrhundert und setzt sich im 18. Jahrhundert fort mit Kants ›Au-
tonomie‹ oder ›Selbstgesetzgebung‹,21  am besten zusammengefasst in dessen 
vielzitierter Definition:  

»Aufklärung ist der Ausgang des Menschen aus seiner selbstverschuldeten 
Unmündigkeit. Unmündigkeit ist das Unvermögen, sich seines Verstandes 
ohne Leitung eines anderen zu bedienen. Selbstverschuldet ist diese Un-
mündigkeit, wenn die Ursache derselben nicht am Mangel des Verstandes, 
sondern der Entschließung und des Muthes liegt, sich seiner ohne Leitung 
eines anderen zu bedienen. Sapere aude! Habe Muth, dich deines eigenen 
Verstandes zu bedienen! ist also der Wahlspruch der Aufklärung.«22  

 
Der moderne Freiheitsbegriff entstand also in der Frühen Neuzeit in Westeuropa 
und basierte auf dem Naturrecht mit universellem Anspruch.23 Diese geht davon 
aus, dass alle Menschen ›frei‹ und ›gleich‹ geboren sind, wie es auch in der US-
amerikanischen Bill of Rights und der AEMR formuliert wurde. Franziska Mar-
tinsen weist darauf hin, dass die modernen Freiheitskonzeptionen ihren Anspruch, 
da sie sich nicht auf ein oder mehrere höhere Wesen berufen, voraussetzungslos 
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erheben, also quasi wie beim Münchhausen-Effekt sich selbst per Schopf aus dem 
Sumpf der Unmündigkeit ziehen. Deren wesentliche Autoren sind Hobbes, Locke, 
Rousseau und Schelling. Jedoch gelten im Naturrecht dieselben Einschränkungen 
wie in der Antike, etwa in Bezug auf die Personengruppen Frauen und Sklaven. 
Der heutige westliche Freiheitsbegriff ist wesentlich durch Immanuel Kant mit-
geprägt worden und lässt sich am besten in seinem kategorischen Imperativ zu-
sammenfassen:  

»Die praktische Freiheit kann durch Erfahrung bewiesen werden. Denn, 
nicht bloß das, was reizt, d.i. die Sinne unmittelbar affiziert, bestimmt die 
menschliche Willkür, sondern wir haben ein Vermögen, durch Vorstellun-
gen von dem, was selbst auf entferntere Art nützlich oder schädlich ist, die 
Eindrücke auf unser sinnliches Begehrungsvermögen zu überwinden; diese 
Überlegungen aber von dem, was in Ansehung unseres ganzen Zustandes 
begehrungswert, d. i. gut und nützlich ist, beruhen auf der Vernunft. Diese 
gibt daher auch Gesetze, welche Imperative, d. i. objektive Gesetze der 
Freiheit sind, und welche sagen, was geschehen soll, ob es gleich vielleicht 
nie geschieht, und sich darin von Naturgesetzen, die nur von dem handeln, 
was geschieht, unterscheiden, weshalb sie auch praktische Gesetze genannt 
werden.«24  

 
Man kann daher von der Kant’schen Triade Freiheit – Moral – Vernunft sprechen. 

Der amerikanische Autor Stephen Sachs betont die Gemeinschaftsorientierung 
aller Menschen,25 wie es in der Antike schon bei Aristoteles hieß: der Mensch ist 
ein zoon politikon, im Gegensatz zur Leibniz’schen These der ›Monade‹. Obwohl 
jeder von uns einzigartig ist (z.B. hinsichtlich Fingerabdruck, Iris, Stimme, DNA), 
kann kein Einzelner ohne Gesellschaft überleben. Insofern sind persönliche Frei-
heitsrechte immer eingeschränkt (dazu mehr im nächsten Abschnitt). Unbe-
grenzte Freiheiten führen zu Egoismus, wie Alexis de Tocqueville es schon 1835 
in seinem Buch Über die Demokratie in Amerika beschrieb.26  

Der Anthropologe Christoph Antweiler resümiert:  

»Das hängt damit zusammen, dass wir Organismen sind, dass wir be-
stimmte Bedürfnisse haben. Und deswegen glaube ich, dass so ein Kern-
wert [existiert], wie die körperliche Freiheit, wie die Freiheit davor, dass 
körperliche Rechte eingeschränkt werden, dass es keine Folter geben darf, 
keine Einschränkung der Bewegungsfreiheit geben darf. Also, körperliche 
Unversehrtheit ist ein Kernwert, von dem man zeigen kann, dass der in al-
len Kulturen wichtig ist.«27 
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III. Einschränkungen der Freiheiten – Wie schon zuvor erwähnt, ist eine absolute 
Freiheit in keiner Gesellschaft praktizierbar. Der Traum der Anarchisten, ohne 
Gesetze und Regeln auszukommen, endete bisher immer nur in Chaos und Will-
kür. Wenn jeder ›Gott‹ ist und nur seinen eigenen Regeln folgt, ist ein friedliches 
Zusammenleben nicht möglich. Auch die Neoliberalen vertreten eine quasi-anar-
chistische Position, indem sie den Staat auf ein Minimum reduzieren wollen.28  

Am Anfang erfolgten die Einschränkungen der Freiheiten sowohl durch die 
Gemeinschaft als auch durch Bezug auf die Religion. Alle Staaten garantieren 
Freiheiten und schränken sie gleichzeitig durch Gesetze ein – eine paradoxe Situ-
ation. Alle Religionen versprechen Erlösung und schränken Freiheiten ein, wie 
z.B. die Zehn Gebote.29 Eine andere Paradoxie: Die Religionsfreiheit produziert 
Zwangsverbände wie Kirchen, Gemeinden, Sekten mit Hierarchien und Zwangs-
abgaben. In einigen Ländern wie auch Deutschland gibt es noch Kirchensteuern, 
die der Staat eintreibt; d.h. es gibt keine Trennung von Staat und Kirchen.  

Alfred Kosing weist auf ein anderes Paradox hin: Martin Luther predigte die 
Gleichheit vor Gott und die Freiheit des Kirchenmenschen (1520), forderte aber 
uneingeschränkten Gehorsam gegenüber dem Landesherrn (sic!), was den be-
rüchtigten ›Untertan‹ produzierte.30  

Viel einschneidender sind jedoch die Eingriffe für das Gemeinwohl in die Ei-
gentums- und Besitzrechte. Dies kann zu Enteignungen bzw. Vergemeinschaftun-
gen führen. Auch das Steuersystem stellt einen solchen Eingriff dar. 

Verschwörungstheorien, fake news und Gerüchte insbesondere gegenüber 
Minderheiten sind besonders perfide Arten der Freiheitsberaubung. Schutz von 
Minderheitenrechten ist ein zentrales Element der Menschenrechte. Demgegen-
über steht die Diktatur der Mehrheit, wie Alexis de Tocqueville sie nannte. 

Heutzutage hungern noch immer etwa eine Milliarde Menschen, und zwei 
Milliarden haben keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser. Das Grundrecht auf 
Leben wird also ganz erheblich eingeschränkt. Und das gilt umso mehr für die 
noch immer weit verbreitete Todesstrafe, die diametral im Gegensatz zum Artikel 
3 der AEMR steht; sämtliche nordostasiatischen Staaten praktizieren sie.  

Weltweit stark eingeschränkt ist auch die freie Partnerwahl, sei es durch Ver-
bot der Homosexualität, die teilweise mit Todesstrafe bedroht ist, oder auch durch 
de facto-Einschränkungen in zumeist weiterhin, wenn auch nicht de jure, beste-
henden Kastensystemen, durch Klassenunterschiede, arrangierte Heiraten etc. 

Viele Freiheitsrechte sind – wie bereits erwähnt – nur auf die eigenen Staats-
bürger bezogen. Somit genießen Flüchtlinge, selbst Asylsuchende, nur rudimen-
täre Freiheitsrechte. Grenzen sind also freiheitsgefährdend. Umgekehrt sind die 
Reise- und Niederlassungsfreiheiten für Staatsbürger häufig nicht vorhanden. Zu-
dem behindern Visumspflichten die Bewegungsfreiheit. 

Schließlich trägt die soziale und ökonomische Ungleichheit an Besitz und Ein-
kommen zur Nichtwahrnehmung zahlreicher Freiheiten bei. Grundlegend weist 
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Tom Bottomore – wie Peng-chun Chang – darauf hin, dass keiner frei geboren sei: 
Denn ein Stände-, Klassen- oder Kastensystem weist jedem neugeborenen Erden-
menschen seinen – teilweise unveränderbaren – Platz in der Gesellschaft zu.31 Er 
warnt vor dem Nachtwächterstaat, der nur den Mächtigen sämtliche Freiheits-
rechte gewährt, während die Armen, um ihr Überleben kämpfend, damit viele 
Freiheitsrechte freiwillig aufgeben. Sie sind formal frei als Lohnarbeiter, aber die 
Freiheit endet vor den Werkstoren.32 Die Begriffe homo sociologicus und homo 
oeconomicus signalisieren bereits die Grenzen unserer Wahlfreiheit.  

Der massivste Eingriff in die Freiheitsrechte erfolgte jedoch durch das, was 
Hannah Arendt als Totalitarismus charakterisiert.33 Dieser Terminus betrifft den 
Faschismus mit seinem unsäglichen Holocaust und den real existierenden Sozia-
lismus in seiner schlimmsten Form als Stalinismus. Die Nationalsozialisten waren 
unter den wenigen, die explizit die Freiheitsrechte aufhoben. Passend dazu als 
Perversion der Begriffe: Die antisemitischen Nürnberger Rassengesetze von 1935 
nannte der ›NS-Kronjurist‹ Carl Schmitt eine ›Verfassung der Freiheit‹.«34  

Leibeigenschaft und Sklaverei sind zwar offiziell weltweit abgeschafft, nichts-
destotrotz gibt es heute noch ca. 50-60 Millionen Sklaven sowie hunderte Millio-
nen von Vertragsarbeitern häufig unter ähnlich unfreien Bedingungen. 

Auch die Freiheit, an Wahlen teilzunehmen, wurde und wird bis heute erheb-
lich eingeschränkt. Zwar ist das preußische Drei-Klassen-Wahlrecht, das sich 
nach Besitz differenzierte, passé, aber das Musterland der Demokratie, die 
Schweiz, gewährt z.B. das Frauenwahlrecht teilweise erst seit 1971, ganz zu 
schweigen vom Apartheidsregime in Südafrika, das bis 1994 währte. Und China 
macht sich nicht einmal die Mühe, freie Wahlen zu inszenieren. 

Kritik ist in autoritären Regimen per definitionem unerwünscht. Es fängt mit 
dem Delikt der sogenannten Majestätsbeleidigung an, geht über Verrückterklä-
rungen und den beliebten Vorwurf der Steuerhinterziehung bis hin zur Anklage 
wegen Terrorismus. Das Recht auf Meinungsfreiheit ist somit sehr zweischneidig: 
Die Religionsfreiheit geht in vielen Ländern – so auch in der Bundesrepublik nach 
§166 des StGB – nicht so weit, dass etwa ›Gotteslästerung‹ nicht strafbar wäre. 
In manchen Ländern geht der religiöse Fundamentalismus gar so weit, dass Athe-
ismus oder Übertritt in eine andere Religionsgemeinschaft mit dem Tode bestraft 
wird. Extreme Meinungsfreiheit, die Hass sät und den politischen Gegner, den 
Mitbewerber, zum Feind erklärt, zerstört Toleranz, d.h. die Akzeptanz anderer 
Positionen. Diese beinhaltet, dass man in einem herrschaftsfreien Diskurs Diffe-
renzen austrägt und andere zu überzeugen, statt zu vernichten sucht. Dies ist das 
wesentliche Erbe der Aufklärung. Die Feinderklärung bedeutet die Aberkennung 
jeglicher Freiheiten, des Mensch-Seins des Anderen schlechthin.35 Häufig wer-
den Feinde auf die Ebene von Tieren erniedrigt und mit entsprechenden Schimpf-
worten belegt. Rassismus ist eine der massivsten Beeinträchtigungen von Frei-
heitsrechten. 



Sind die Freiheitsrechte universal?  

 157

Die Pressefreiheit, heutzutage besser: ›Medienfreiheit‹, ist in den meisten Län-
dern kaum vorhanden. Dadurch definieren sich ja autoritäre oder hybride Regime. 
Aber selbst in den vollständigen Demokratien sind die Medien im Allgemeinen 
durch große Konzerne kontrolliert. Selbst die öffentlich-rechtlichen Medien ste-
hen unter dem Druck des Marktes, und sie sind ebenfalls auf Werbeeinnahmen 
angewiesen. Zudem lähmen sich die Aufsichtsgremien manchmal in der Vertei-
digung von Freiheiten selber. Die neuen sozialen Medien bargen die Hoffnung, 
dass man so – selbst in autoritären Regimen – die Medienmonopole brechen 
könne. Das trifft zwar teilweise zu, aber im Großen und Ganzen werden mehr 
Hassbotschaften als freiheitsfördernde Mitteilungen verbreitet. Da das System – 
bis auf wenige Ausnahmen – durch Werbung finanziert wird, steht die Förderung 
von Freiheitsrechten nicht im Vordergrund. 

Man kann medial einerseits jeden Unsinn, ja Lügen verbreiten. Selbst die 
Leugnung des Holocaust ist in den USA erlaubt. Wenn man jedoch in diesem 
Land der Freiheit durch seine Meinungen Geschäftsbeziehungen beschädigt, wer-
den massive Sanktionen fällig. Damit kommen wir zu einem System der mäch-
tigsten Einschränkungen der Freiheiten, nämlich dem herrschenden Wirtschafts-
system, d.h. dem Kapitalismus in Form des Privatbesitzes an Produktionsmitteln. 
So sieht George Soros eine größere Gefahr für die Freiheit durch den organisier-
ten, globalen Kapitalismus als durch politische Unterdrückung.36 Die Mehrheit 
der Menschheit gibt freiwillig ihre persönlichsten Daten großen Konzernen zu 
Werbezwecken preis.37 Und die freiwillige Lohnarbeit unterwirft den Arbeitneh-
mer weitgehend unter das Direktionsrecht des Eigentümers bzw. dessen Stellver-
treter. Die freie Berufswahl wurde früher durch Zunftzwang und Meisterzwang 
aufgehoben. Ebenso schränkt die Pflicht, sich in Kammern zu organisieren, die 
freie Berufsausübung ein. Erst die entsprechenden Prüfungen machen also – 
durchaus begründet – die jeweilige Berufsausübung frei. 

Auch das Rechtssystem kann Freiheiten nicht nur bewahren, sondern auch ein-
engen, indem es z.B. aus verschiedenen Gründen gar nicht erst zu einem Prozess 
kommt oder eine extrem lange Verfahrensdauer Rechtsprechung verhindert; oder 
weil RichterInnen aufgrund ihrer Ausbildung oder Persönlichkeit voreingenom-
men sind; oder weil die Verfahren so komplex sind, dass es fast unmöglich wird, 
zu seinem Recht zu kommen.38 Selbstjustiz, wie z.B. durch den Ku-Klux-Klan, 
vernichtet Menschen und deren Freiheiten. In Ländern, in denen die Scharia gilt, 
aber auch dort, wo es ein paralleles Rechtssystem mit Stammesrecht gibt, werden 
die Freiheitsrechte, besonders der Frauen, negiert. Auch die Unkenntnis der eige-
nen Rechte, die manchmal systematisch gefördert wird, schadet der Freiheit. 

Fast paranoide Überwachungstätigkeiten – wie z.B. der McCarthyismus in den 
USA Anfang der 1950er Jahre und solche nach dem 9. September 2001 – führten 
zur Freiheitsberaubung von als Kommunisten oder Terroristen Verdächtigen. Der 
US-Amerikaner Bertram Gross bezeichnete 1977 die USA als durch freundlichen 
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Faschismus geprägt.39 Insbesondere während des Kalten Kriegs wurden weltweit 
zahlreiche Freiheitsrechte eingeschränkt, so z.B. durch das KPD-Verbot 1956 und 
den Radikalenerlass bzw. die Berufsverbote 1972 in der Bundesrepublik. Immer-
hin knapp zwei Millionen Bürgern in Deutschland, den Beamten, werden einige 
der grundlegenden Freiheiten genommen: Sie haben kein Streikrecht, damit ist ihr 
Koalitionsrecht eingeschränkt, und ihre Meinungsfreiheit ist reduziert.40  

Aber auch im Alltag selbst vollständig demokratischer Gesellschaften findet 
beständig eine Einschränkung von Freiheiten sowohl durch soziale Kontrolle als 
auch durch zahlreiche Pflichten statt: Schul-, Impf-, Haft-, Arbeitslosen- / Kran-
ken- / Renten- / Pflegeversicherungspflichten, Wehrpflicht usw. Der Egalitarismus 
kann Freiheitsrechte beschneiden, indem Wohlhabenderen ein Teil ihres Eigen-
tums oder Einkommens reduziert wird. Auch die moralische Pflicht, im Sinne der 
Brüderlichkeit Schwachen zu helfen, vermindert Freiheiten. 

Die Demonstrationsfreiheit wird durch ›Bannmeilen‹ reduziert. Sie kann auch 
die ›freie Fahrt für freie Bürger‹ behindern. Auch kriminelle Organisationen 
schränken Freiheiten ein, indem sie durch Bedrohungen no-go-areas etablieren. 
Desgleichen bedeuten aus rassistischen Motiven ausgerufene ›Ausländerfreie Zo-
nen‹ wesentliche Freiheitseinschränkungen für so diffamierte Personengruppen. 

Sogar die Freiheit des Genussmittelkonsums wird in durchaus schizophrener 
Weise beschränkt: Tabak und Alkohol sind in den meisten Ländern erlaubt, soge-
nannte ›harte Drogen‹ jedoch nicht – obwohl sie bis zum Zweiten Weltkrieg frei 
in Apotheken erhältlich waren und auch gegenwärtig bei Militäreinsätzen verab-
reicht werden. Schließlich ist der Freitod in vielen Gesellschaften bis heute nicht 
erlaubt und wird mit Strafandrohung sanktioniert – sicherlich widersinnig, denn 
wieso soll jemand vom Freitod abgehalten werden aus Angst vor Strafen? 

Wie ist es nun mit der Wissenschaftsfreiheit? Das Problem fängt damit an, was 
als Wissenschaft anerkannt wird. So berichtet z.B. Helmut Schelsky über eine  

»Entscheidung eines Rechnungshofes, die einem Ministerium die Verwen-
dung von Haushaltsmitteln für wissenschaftliche Forschungen untersagt, 
weil diese nur je erbrächten, was sowieso jeder wüsste und daher nicht wis-
senschaftlich seien«.41  

 
In ähnlicher Weise werden zurzeit WissenschaftlerInnen in der Türkei und vielen 
anderen Ländern mit diesem Vorwurf verfolgt, entlassen oder gar inhaftiert. Über 
die Finanzierung der Wissenschaft und die Ernennung bzw. Entlassung von Wis-
senschaftlerInnen wird die Freiheit derselben gesteuert. Die meisten wissen-
schaftlichen Theorien erweisen sich zwar über kurz oder lang als falsch – das ist 
ja der Sinn des wissenschaftlichen Fortschritts –, nichtsdestotrotz oder gerade des-
wegen benötigen sie den freien Wettbewerb. 
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Ein ähnliches Problem trifft schließlich die Kunst: Was ist Kunst? Nicht nur 
die sogenannte ›Entartete Kunst‹ erlebte Vernichtung bzw. Aussonderung. Auch 
heute wird Kunst zensiert, wenn sie z.B. angeblich religiöse Gefühle verletzt. Selt-
samerweise treten inzwischen Gruppierungen, die an sich für Freiheiten eintreten 
müssten, im Namen der politischen Korrektheit für Zensur ein. Aber auch die fi-
nanzielle Daumenschraube wurde z.B. vom Finanzamt Köln gegenüber dem größ-
ten dezentralen NS-Mahnmal, dem Projekt Stolpersteine des Künstlers Gunter 
Demnig angelegt, indem demselben der Kunstcharakter abgesprochen wurde.42 

 
IV. West-Ost-Beziehungen – Im Folgenden werde ich mich mit dem Verhältnis 
von westlichen und östlichen Freiheitsbegriffen auseinandersetzen, wobei ich un-
ter westlich auch Lateinamerika, Ozeanien und Afrika als weitgehend durch den 
Kolonialismus geprägt subsumiere. In Bezug auf Asien konzentriere ich mich auf 
Nordostasien, d.h. China – einschließlich Taiwan und Hongkong –, Japan und die 
beiden Koreas,43 als historische Altzivilisationen, deren Ursprünge weiter zu-
rückreichen als die der europäischen. Die nordostasiatischen Zivilisationen basie-
ren wesentlich auf einem Wertesystem, das durch den Konfuzianismus geprägt 
wurde. Daneben gibt es andere Wertesysteme, die teilweise von archaischen Re-
ligionen wie dem Schintoismus und Schamanismus sowie dem Taoismus und 
Buddhismus herrühren. Typisch für Nordostasien ist der Synkretismus, d.h. das 
Bestehen unterschiedlicher Wertesysteme nebeneinander.44 Konfuzianismus und 
Taoismus werden in demselben Gebäude gemeinsam verehrt.45 Auch das Yin-
Yang-Denken, d.h. dass zwei gegensätzliche Prinzipien gleichzeitig miteinander 
verbunden sind, steht dafür.46 Synkretismus steht im Gegensatz zur Dialektik, die 
durch Synthese zur Aufhebung der Gegensätze führt. 

Bereits in der Antike gab es Beziehungen zwischen dem chinesischen Kaiser-
reich und dem Römischen Reich. Die ersten neuzeitlichen Kontakte gehen zurück 
auf portugiesische, englische, niederländische Missionare, Händler und Krieger 
seit dem 16. Jahrhundert. Die Portugiesen hatten Macau seit dem 16. Jahrhundert 
gepachtet. Seit dem 18. Jahrhundert erfolgte eine intensivere Auseinandersetzung 
Europas insbesondere mit China unter wechselnden Perspektiven. Im 19. Jahr-
hundert erfolgten gewaltsame Öffnungen zuerst Chinas 1841 durch England, was 
zum berüchtigten Opiumkrieg führte.47 1843 wurde Hongkong annektiert. Japan 
hatte sich über 250 Jahre lang von der Außenwelt fast vollständig isoliert und 
wurde erst 1855 gewaltsam durch die USA geöffnet. Korea war das letzte Land, 
das sich erst gegenüber Japan und seit 1892 dem Westen einschließlich Russlands 
auf militärischen Druck hin öffnete. Hongkong ist durch die lange Zeit des briti-
schen Kolonialismus bis 1997 und seinen Sonderstatus der am meisten verwest-
lichte Teil Nordostasiens, wie auch die vehementen Demonstrationen für Freihei-
ten in den letzten Jahren zeigen. Alle nordostasiatischen Länder haben sich 
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Verfassungen nach westlichem Vorbild gegeben. Wobei auffällig ist, dass bei den 
jeweiligen Kapiteln zu Rechten auch immer die Pflichten erwähnt werden. 

Der Kommunismus ist ein westliches Konzept. – Warum ist er in Nordostasien 
so erfolgreich wie nirgendwo sonst? Die größte kommunistische Partei der Welt 
existiert seit Langem in China, und das bevölkerungsreichste Land der Welt steht 
seit 70 Jahren unter kommunistischer Führung, wenn auch mit frühkapitalisti-
schen und besonderen Eigenschaften. Die chinesischen kommunistischen Führer 
studierten in Westeuropa und in der Sowjetunion. Die Demokratische Volksre-
publik Korea steht unter der Führung einer kommunistischen Partei mit eigenen 
Zügen. Wie passt das zusammen mit Konfuzianismus? Darüber gibt es seit den 
1960er Jahren eine intensive Debatte.48 Die kommunitaristischen Elemente des 
Konfuzianismus machen ihn an sich für den Kommunismus anschlussfähig. 

Seit einigen Jahrzehnten gibt es zudem eine lebhafte Diskussion um die soge-
nannten Asiatischen Werte. Angestoßen wurde diese durch den wirtschaftlichen 
Erfolg der vier sogenannten Tigerstaaten Hongkong, Singapur, Südkorea und 
Taiwan seit den 1980er Jahren.49 Ihr Erfolg wurde mit ihrem Konfuzianismus er-
klärt. Demgegenüber diskutierte man gleichzeitig unter demselben Titel über die 
dortige Nichtanerkennung von Freiheitsrechten. Zu deren Sprecher machte sich 
der damalige und auch jetzige Premier von Malaysia, Mahathir Mohamad, der 
jegliche Bevormundung durch den Westen ablehnte. Nun gehört Malaysia nicht 
zu den Tigerstaaten und ist bisher auch wirtschaftlich keineswegs so erfolgreich 
wie diese. Der Islam ist dort Staatsreligion, der Konfuzianismus ist jedoch sehr 
präsent aufgrund der starken chinesischen Minderheit, die ca. ein Viertel der Be-
völkerung ausmacht und erheblichen Einfluss in der Wirtschaft hat.  

Der Sinologe Heiner Roetz beschreibt westliche Deutungen so:  

»Es wird häufig damit operiert, dass der Westen ein atomistisches Men-
schenverständnis habe. Und dann kommt man sofort zum Individuum, des-
sen Rechte geschützt werden müssen gegen das Kollektiv. Und in China 
soll es kein atomistisches Menschenbild geben, sondern ein gemeinschaft-
liches [...] und daraus wird mehr oder weniger ein Primat von Gemein-
schaftsinteressen gefordert.«50  

 
Im Allgemeinen wird eine Differenz auch zwischen einer Sünden- vs. einer 
Schamkultur gesehen, die auf den unterschiedlichen Wertesystemen basiere. Wir 
sollten uns aber vor einem Kulturalismus hüten, d.h. alle Differenzen nur auf die 
Kultur zurückzuführen.51 Denn die Basis der Gesellschaft, d.h. die Produktions-
weise, ist vor dem Überbau zu betrachten. Das chinesische Reich hatte als Erstes 
ein umfassendes Bewässerungssystem sowie zur Regulierung und Beherrschung 
des Großreichs eine sehr effiziente Bürokratie nach dem Leistungsprinzip eta-
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bliert. Karl August Wittfogel charakterisierte diese als ›Asiatische Produktions-
weise‹.52 
 

a) Konfuzianismus53  

»Konfuzius kommt in den ostasiatischen Gesellschaften eine grundlegen-
dere Bedeutung zu als Platon und Aristoteles in der griechischen und rö-
mischen Welt. Auch wenn die besondere Bedeutung seiner Lehre im ost-
asiatischen Kulturkreis mit der des Christentums in Europa und der des 
Islam im arabischen Raum verglichen werden kann, täte man Konfuzius 
und dem Konfuzianismus aber unrecht, wollte man Ersteren zu einem Re-
ligionsstifter und den Konfuzianismus zu einer Religion stilisieren. 
Schließlich war Ziel der Lehre des Konfuzius die Überwindung des poli-
tischen und gesellschaftlichen Chaos seiner Zeit, welche in der chinesi-
schen Geschichte als die ›Epoche des Frühlings und Herbstes und der 
Kämpfenden Reiche‹ (770-221 v. Chr.) bezeichnet wird.«54 

 
Der Namensgeber Konfuzius lebte etwa von 551 bis 479 v.Chr. und ist zweifellos 
bis heute eine der einflussreichsten Persönlichkeiten der Weltgeschichte. Konfu-
zianismus ist m.E. keine Religion in strengem Sinn, obwohl einige dies behaup-
ten,55 sondern eine Weltanschauung, eine Morallehre, ein Wertesystem. Im 2. 
Jahrhundert n.Chr. wurde er zur Staatsideologie erklärt. Eun-Jeung Lee sieht viele 
Parallelen zwischen der europäischen Philosophie und dem Konfuzianismus.56 

»Zentraler Gegenstand der Lehre des Konfuzius ist die (Gesellschafts-) 
Ordnung, also das Verhältnis zwischen Kind und Eltern, Vorgesetzten und 
Untergebenen, die Ahnenverehrung, Riten und Sitten. Konfuzius lehrte, 
dass erst durch die Ordnung sich überhaupt Freiheit für den Menschen er-
öffnet. So wie die Regeln eines Spiels Bedingung dafür sind, dass die Frei-
heit des Spielens entsteht, bringt die wohlgeordnete Gesellschaft erst die 
Strukturen für ein freies Leben des Menschen hervor. Wie jeder Spieler aus 
Freiheit die Regeln akzeptiert, so akzeptiert auch der Edle Sittlichkeit und 
Pflichten. Ordnung unterdrückt also nicht die Freiheit, sondern eröffnet erst 
einen Handlungsraum, in dem menschliche Tätigkeiten einen Sinn bekom-
men. Ungeregelte, chaotische Zustände hingegen erzeugen ein Klima der 
Unfreiheit, des Zwangs und der Bedrängnis.«57  

 
Ming-huei Lee vertritt die These, »dass der Konfuzianismus eine moralische Re-
ligion im Kantischen Sinne ist und dass er – im Unterschied zum neuzeitlichen 
europäischen Humanismus – als Humanismus mit religiöser Dimension verstan-
den werden kann.«58 Man kann ihn auch als ›Ziviltheologie‹ bezeichnen. Erst 
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durch Bildung ist die Teilhabe an den Freiheiten möglich. Die Freiheit jedes Ein-
zelnen besteht darin, nach Perfektion zu streben – oder auch nicht,59 deswegen 
auch die große Betonung der Bildung zur Vervollkommnung des Menschseins. 
Dazu gehören Selbstbeherrschung, um zur Harmonie zu gelangen, und das Ziel 
der gesellschaftlichen Entwicklung. Umstritten ist, inwieweit der Konfuzianismus 
die Modernisierung behindert oder gar befördert.60 Dieter Senghaas bezeichnet 
diese Konfuzius-Renaissance treffend als ›Neo-Konfuzianismus‹.61 
 

b) Die Republik China (Taiwan) – Die Republik China wurde 1912 von Sun 
Yat-sen begründet, der ihr erster provisorischer Präsident und Vorsitzender der 
Kuomintang-Partei war und die Verfassung wesentlich mitgestaltete. Die Repub-
lik China galt bis 1971 als Rechtsnachfolgerin des Chinesischen Reichs, nach ih-
rem eigenen Verständnis ist sie es aber bis heute. China existiert seit über 4.000 
Jahren als Reich – wenn auch mit zahlreichen Bürgerkriegen und Spaltungen – 
und ist damit der einzige Staat, der ununterbrochen noch immer als solcher be-
steht. Nachdem der Diktator Chiang Kai-shek den Bürgerkrieg gegen die Kom-
munisten verloren hatte, zog er sich 1949 mit seiner Armee und engsten Gefolgs-
leuten mit Hilfe der USA auf die Insel Taiwan zurück. 62  Er herrschte dort 
diktatorisch bis zu seinem Tod 1975. Die Diktatur dauerte bis 1987 an. Seither 
stehen sich zwei politische Lager gegenüber: Das eine strebt die Unabhängigkeit 
an, das andere – geführt von der Kuomintang – will die Wiedervereinigung, in der 
Hoffnung, dass sie bei demokratischen Wahlen in Gesamtchina diese gewinnen 
würde. Der Konfuzianismus in seiner synkretistischen Ausprägung in Verbindung 
mit dem Daoismus, aber auch mit Naturreligionen, ist sehr ausgeprägt. Er wurde 
unter der Diktatur zur Legitimierung der Herrschaft gefördert. In Bezug auf das 
Spannungsverhältnis zwischen Freiheit und Gleichheit mag der zur Darstellung 
von Ungleichverteilungen entwickelte Gini-Koeffizient hilfreich sein.63 Er be-
trägt für Taiwan in Bezug auf die Einkommensverteilung 33,7 und ist damit rela-
tiv moderat, hingegen bei der Vermögensverteilung, die sich über Jahrzehnte ak-
kumuliert hat, ist die Ungleichheit mit 65,5 sehr hoch. 

Die Verfassung der Republik China von 1912 gilt bis heute. Die Freiheits-
rechte sind im Kapitel II unter der Überschrift Rechte und Pflichten des Volkes 
festgelegt. Sie umfassen: Artikel 8 (Persönliche Freiheit), 10 (Niederlassungsfrei-
heit), 11 (Redefreiheit etc.), 12 (Freiheit der Privatsphäre), 13 (Religionsfreiheit), 
14 (Versammlungsfreiheit). Taiwan liegt auf Platz 32 des Demokratie-Index 2018 
des Economist und ist damit eine unvollständige Demokratie. Taiwan wird von 
der VR China als abtrünnige Provinz betrachtet, und die Wiedervereinigung wird 
ggf. gewaltsam von dieser angestrebt. Das Modell des einen Landes mit zwei Sys-
temen, wie es in Hongkong seit 1997 gilt, soll auch hier angewendet werden. Die 
Erfahrungen in den letzten Jahren in Bezug auf die Freiheitsrechte dort stärken 
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die Unabhängigkeitsbewegung.64 Der Ausgang des Konflikts mit der VR China 
ist ungewiss und hängt erheblich von der Position der USA als Schutzmacht ab. 

 
c) Die Volksrepublik China – Die Volksrepublik ist durch die Anerkennung 

seitens der Vereinten Nationen 1971 zum Rechtsnachfolger der Republik China 
geworden und nimmt seither deren permanenten Sitz im Sicherheitsrat ein. In Be-
zug auf die Freiheitsrechte garantiert die Verfassung von 1949 die meisten in Ka-
pitel II. Grundrechte und Grundpflichten der Bürger: Artikel 35 (Rede, Publika-
tions-, Versammlungs-, Vereinigungsfreiheit etc.), 36 (Glaubensfreiheit), 37 
(Freiheit der Person), 40 (Die Freiheit und das Geheimnis der Korrespondenz). 
Diese Verfassung wurde zwar maßgeblich von Mao Zedong gestaltet,65 jedoch 
von Anfang an, aber besonders während der Kulturrevolution von 1966 bis 1976, 
wurden die verbrieften Freiheitsrechte kaum beachtet, und sie sind weiterhin stark 
begrenzt. So schränkt das Hukou-System, also die Wohnsitzkontrolle, die Bewe-
gungs- und Niederlassungsfreiheit ein. Dennoch sind seit Jahrzehnten 250-300 
Millionen Chinesen als Wanderarbeiter faktisch ohne jegliche Rechte unterwegs. 
Die Einschränkung von Meinungs-, Kunst- und Wissenschaftsfreiheiten wird an 
drei Fällen besonders sichtbar: Ai Weiwei, wohl der bekannteste Künstler Chinas 
und einer der führenden weltweit,66 wurde aufgrund eines fingierten Steuerhin-
terziehungsvorwurfs mehrere Wochen inhaftiert. Er lebt seit 2015 im Exil in Ber-
lin, ebenso wie der Schriftsteller Liao Yiwu, der jahrelang im Gefängnis saß und 
in diesem Band präsent ist. Schließlich ist Liu Xiaobo, Friedensnobelpreisträger 
von 2010, zu erwähnen, der während seiner elfjährigen Haftstrafe 2017 elendig 
im Gefängnis verstarb.67 Die VR China liegt laut dem Demokratie-Index 2018 
des Economist auf Rang 130 von 167 Nationen und ist damit eindeutig ein auto-
ritäres Regime. Im Grunde ist China entgegen der Selbstbezeichnung kein sozia-
listisches Land, sondern befindet sich im Stadium des Frühkapitalismus – wie Eu-
ropa und die USA 150 Jahre zuvor – in Form des Staatskapitalismus – ein Regime, 
das Friedrich Engels als schlimmste Form der Ausbeutung bezeichnete. Mangels 
eines umfassenden sozialen Sicherungssystems müssen Clans und (Groß-)Fami-
lien großenteils noch immer die Grundbedürfnisse absichern. 

China will in wenigen Jahren führend in Sachen Künstliche Intelligenz wer-
den. Schon jetzt ist es mittels neuer Technologien zu einem fast perfekten Über-
wachungsstaat geworden,68 den sich bei aller Phantasie George Orwell und Al-
dous Huxley so kaum hätten vorstellen können. Die meisten Chinesen begrüßen 
die mit einem Bonus- und Malussystem kombinierte Überwachung. Sie werden  
– wie in vielen Teilen des Rests der Welt – durch Konsum ruhiggestellt; inzwi-
schen gibt es eine wohlhabende Mittelschicht. China hat nach den USA die größte 
Zahl von Einkommensmillionären, gemessen in US-$. Dies zeigt sich auch in den 
Gini-Koeffizienten: Mit 42,2 ist die Einkommensungleichheit eine der höchsten 
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der Welt, während 55,0 für die Vermögensungleichheit noch relativ moderat, aber 
zunehmend ist. 

Mao Zedong hatte ein zwiespältiges Verhältnis zum Konfuzianismus: Einer-
seits berief er sich häufig auf ihn, während der Kulturrevolution wurde dieser aber 
geächtet und erst seit den Reformen durch Deng Xiao Ping wieder rehabilitiert.69 
Mittlerweile heißen die zahlreichen Auslandsinstitute der VR China Konfuzius-
Institute – allein ein Dutzend gibt es in Deutschland. Nicht asiatische, sondern 
spezifische chinesische Werte werden propagiert, um die Freiheitsrechte zu rela-
tivieren. Hier folgt ein längeres Zitat, das mir für die Einschätzung der Bedeutung 
der Menschenrechte im heutigen China zentral erscheint: 

»Xi, der auch Generalsekretär des Zentralkomitees der Kommunistischen 
Partei Chinas ist, äußerte sich in einer Gratulationsbotschaft bei einem 
Symposium zum 70. Jahrestag der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte, das am Montag, dem Welttag der Menschenrechte, in Beijing statt-
fand. Xi lobte die am 10. Dezember 1948 von der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen verabschiedete Erklärung als ein äußerst wichtiges Do-
kument in der Geschichte der menschlichen Zivilisation und erkannte deren 
tiefgreifenden Einfluss auf die Entwicklung der Einhaltung von Menschen-
rechten auf der ganzen Welt an. Xi merkte an, dass die KP Chinas von An-
fang an das Ziel verfolgt hat, nach dem Glück der Menschen und nach 
menschlicher Entwicklung zu streben. Die Errungenschaften von Chinas 
Entwicklung in den vergangenen Jahrzehnten lägen vor allem in der Ver-
besserung des Lebensunterhalts der Menschen. China habe die Universali-
tät der Menschenrechte konsequent mit der Realität der modernen Zeit 
kombiniert, und die Nation verfolge einen Weg der Entwicklung der Men-
schenrechte mit chinesischen Merkmalen im Einklang mit den eigenen Be-
dingungen, so Xi. Während China den Menschenrechten verpflichtet 
bleibe, betrachte das Land das Recht auf Existenz und Entwicklung als pri-
märes Grundrecht und koordiniere die Entwicklung wirtschaftlicher, poli-
tischer, sozialer, kultureller und ökologischer Rechte, um soziale Gerech-
tigkeit und Fairness zu gewährleisten und eine allseitige menschliche 
Entwicklung zu fördern. Huang Kunming, Mitglied des Politbüros des ZK 
der KP Chinas und Leiter der Abteilung für Öffentlichkeitsarbeit des ZK 
der KP Chinas, sagte auf dem Symposium, dass das Land den Fortschritt 
seiner Menschenrechte durch Entwicklung gefördert habe.«70  

 
Daniel A. Bell spricht richtigerweise von einer konfuzianischen sozialistischen 
Republik.71  
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d) Japan72 – Japan ist neben Äthiopien und dem Jemen eines der wenigen 
Länder, das nie direkt vom Westen kolonisiert wurde. Es wurde jedoch nach einer 
250-jährigen, fast vollständigen Isolation 1855 durch die USA gewaltsam zum 
Handel zu ungleichen Bedingungen erschlossen. Das führte zu radikalen Ände-
rungen, dem Ende des Schogunats und der Restauration der Kaiserherrschaft, aber 
auch zur Kopie des westlichen Imperialismus: 1895 wurde Taiwan, 1910 Korea 
von Japan annektiert. Von 1931 bis 1945 herrschte ein diktatorisches Regime mit 
faschistischen Zügen, das mit dem ›Dritten Reich‹ Hitlers und Mussolinis Italien 
eine Allianz einging. 1931 begannen die Eroberungskriege, um eine Großostasi-
atische Wohlstandssphäre zu errichten – nicht unähnlich dem Ziel des Großdeut-
schen Reiches. 

Nach der Niederlage im Jahr 1945 oktroyierten die US-Amerikaner Japan eine 
neue Verfassung auf, deren Artikel 9 als ›Friedensartikel‹ in die Lehrbücher ein-
ging.73 Die Japanische Verfassung von 1946 beginnt mit dem Kaisertum und 
kommt erst im Abschnitt III zu den Rechten und Pflichten des Volkes: Artikel 13 
(Jeder Staatsbürger wird als Persönlichkeit respektiert. Sein Recht auf Leben, 
Freiheit und Streben nach Glück74 soll, soweit es das allgemeine Wohl nicht ge-
fährdet, oberster Gesichtspunkt in der Gesetzgebung und in allen übrigen Staats-
angelegenheiten sein), 19 (Gedanken- und Gewissensfreiheit), 20 (Religionsfrei-
heit), 21 (Vereins- und Versammlungsfreiheit sowie die Freiheit der Rede, der 
Presse und aller anderen Formen der Meinungsäußerung), 22 (Niederlassungsfrei-
heit, freie Berufswahl), 23 (akademische Freiheit), 28 (Koalitionsfreiheit). 

Nach der Wiedererlangung der Souveränität 1950 begann ein unwahrscheinli-
cher Wirtschaftsboom, ein Wirtschaftswunder, das Japan innerhalb weniger Jahr-
zehnte zur zweitgrößten Wirtschaftsmacht der Welt werden ließ. Parallel dazu 
herrscht seither fast ununterbrochen die konservative Liberal-Demokratische Par-
tei – fast ebenso lange wie die Kommunistische Partei Chinas. Der Konfuzianis-
mus spielt bei alldem kaum eine Rolle. Weit verbreitet ist aber der Schintoismus, 
der eher soziale Funktionen hat – wie das Christentum in den meisten westlichen 
Ländern. Jahrzehntelang galt Japan als eines der egalitärsten Länder der Welt, und 
das ist es mit einem Gini-Index von 33,6 für die Einkommens- und 54,7 für die 
Vermögensverteilung auch weiterhin. Nach dem Demokratie-Index des Econo-
mist gehört Japan an 22. Stelle unter 167 Nationen zu den unvollständigen Demo-
kratien – immerhin noch vor den USA.75 

 
e) Die Republik Korea76 – Korea ist eine Jahrtausende alte, eigene Kultur, 

wenn auch wie Japan stark von China und dessen Wertesystemen beeinflusst. In 
gewisser Weise stellt Korea die Brücke zwischen China und Japan dar. Die beiden 
Koreas sind die ›konfuzianistischsten‹ Gesellschaften der Welt – trotz teilweise 
unterschiedlicher Freiheitsbegriffe und Verfassungen. Wie bereits erwähnt, war 
Korea von 1910 bis 1945 eine japanische Kolonie und hat sich von diesem Joch 
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selber befreit. Aufgrund der weltpolitischen Situation am Ende des Zweiten Welt-
kriegs wurde Korea zwischen der Sowjetunion und den USA geteilt. Der Norden 
fiel an die Sowjetunion, der Süden an die USA. Die Republik Korea wurde 1949 
unter US-amerikanischer Okkupation gegründet und ist von den USA bis heute 
dominiert.77 Der Vereinigungskrieg von 1950 bis 1953 hat bis heute traumatische 
Spuren auf beiden Seiten hinterlassen und die jeweiligen autoritären Regime ge-
stärkt. In beiden Regimen spielen die Armeen und die Geheimdienste eine große 
Rolle. Die Republik Korea war bis 1987 eine Militärdiktatur. Der Diktator Park 
Chung Hee versuchte, seine Herrschaft durch Bezug auf den Konfuzianismus 
zu legitimieren. Parallel dazu gibt es seit Jahrtausenden eine sehr lebendige 
Schamanenkultur. 

Die Demokratie wurde durch Massenproteste mit vielen Toten zu einem hohen 
Preis erkämpft. Da der Kriegszustand mit der Demokratischen Volksrepublik Ko-
rea anhält – seit 1953 gibt es nur einen Waffenstillstand –, sind zahlreiche Frei-
heitsrechte durch das bis heute geltende Antikommunismusgesetz eingeschränkt. 
Die geltende Verfassung stammt von 1987, also noch aus der Zeit der Militärdik-
tatur, wenngleich sie 1988 in einem Referendum mit 97% der abgegebenen Stim-
men angenommen wurde. Sie basiert auf der Verfassung von 1948, die ebenfalls 
nicht unter freien Bedingungen entstand. Die wesentlichen Freiheitsrechte sind 
im Kapitel II Rechte und Pflichten der Bürger aufgeführt: Artikel 10 (Garantie 
der Menschenwürde und des Anspruchs auf Glück), 11 (Persönliche Freiheit), 14 
(Niederlassungs- und Bewegungsfreiheit), 15 (Berufsfreiheit), 19 (Gewissensfrei-
heit), 20 (Religionsfreiheit), 21 (Rede-, Presse-, Versammlungs- und Vereini-
gungsfreiheit), 22 (Lern- und Kunstfreiheit). Interessant ist der Artikel 37, in dem 
auch Freiheiten garantiert werden, die nicht explizit in der Verfassung aufgeführt 
sind. Zuvor ist noch im Artikel 8 die freie Bildung von Parteien verankert. In Be-
zug auf Ungleichheit ist Südkorea wie Japan mit 31,6 bei der Einkommens- und 
57,9 bei der Vermögensverteilung eines der egalitärsten Länder. Die Republik 
Korea liegt 2018 an 21. Stelle unter 167 Nationen des Demokratie-Index des Eco-
nomist mit einer unvollständigen Demokratie – immerhin einen Platz vor Japan. 

 
f ) Die Demokratische Volksrepublik Korea78 – Nordkorea brach die Bezie-

hungen zur Sowjetunion ab, um seinen eigenen Weg, Juche genannt,79 zu gehen. 
Die VR China stützt seither das Regime – wenn auch nicht ohne Friktionen. Nach 
Aussage von US-Präsident George W. Bush im Jahr 2002 gehört Nordkorea zur 
›Achse des Bösen‹ – zusammen mit Iran und Irak. Die Republik wurde 1949 ge-
gründet, nachdem die japanische Kolonialperiode 1945 zu Ende gegangen war 
und die Teilung Koreas erfolgte. Die Verfassung Nordkoreas stammt aus demsel-
ben Jahr und wurde vom Unabhängigkeitskämpfer und ersten Präsidenten Kim Il-
sung gestaltet. Erst in Abschnitt V erscheinen die Grundrechte und Grundpflich-
ten der Bürger. Sie orientierten sich an der Verfassung der Sowjetunion: Art. 67 
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(Meinungs-, Presse-, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit), 68 (Glaubens-
freiheit), 74 (Wissenschafts- und Kunstfreiheiten), 75 (Niederlassungs- und Rei-
sefreiheit). Dass diese Freiheiten – wie auch für die ehemalige Sowjetunion – nur 
auf dem Papier stehen, ist unbestritten.80 Nordkorea rangiert laut Demokratie-In-
dex des Economist an allerletzter Stelle unter 167 Nationen und ist ein autoritäres 
Regime. Nach eigener Wahrnehmung liegt es jedoch an erster Stelle. In Bezug 
auf die Einkommens- und Vermögensverteilung gibt es keine zuverlässigen Da-
ten, nur eine Schätzung von 2013 in Bezug auf die Einkommensverteilung mit 
einem sehr hohen Wert von 66,0.81 Seit zwei Jahrzehnten gab es immer wieder 
Bemühungen zur friedlichen Wiedervereinigung der beiden Koreas nach deut-
schem Vorbild.82 Bisher ohne greifbare Ergebnisse. Auch hier liegt der Schlüssel 
– wie in der Taiwanfrage – bei den USA. 

 
V. Perspektiven – Aus einer humanistischen Perspektive ist es unwiderleglich, 
dass alle Menschen gleichwertig sind und ihnen damit sämtliche Freiheitsrechte 
zustehen, die also universal sind.83 Praktisch alle Länder der Erde erkennen er-
freulicherweise die Prinzipien der AEMR und deren Freiheitsrechte an. Aber in 
einer Welt, die aus Nationen besteht, sind diese Freiheitsrechte durch die Diffe-
renzierung zwischen Menschen- und Bürgerrechten für viele bereits massiv ein-
geschränkt. Zweifelsohne sind die Menschenrechte normativ, d.h. sie propagieren 
Werte, Grundwerte. Sie beinhalten einen Minimal-, einen Grundkonsens, der in 
einer Verfassung zu verankern ist. Und sie befinden sich von Anfang an unter 
Druck. Ganz Europa vereinigte sich gegen Frankreich am Ende des 18. Jahrhun-
derts, um die Verbreitung der Freiheitsideen zu stoppen – mit Erfolg. Auch Eng-
land versuchte mit allen Mitteln, die Unabhängigkeit der USA rückgängig zu ma-
chen, allerdings vergeblich. Die Frauenrechte galten weder im revolutionären 
Frankreich noch in den unabhängigen USA. Und in beiden Ländern herrschte wei-
terhin Sklaverei. Haiti versuchte vergeblich als erste nichtweiße Nation, sich da-
von 1810 zu befreien. 

Heutzutage erfolgt die Bedrohung bzw. die Verhinderung von Freiheitsrechten 
durch verschiedenste Kräfte: Faschismus und Neofaschismus sind zweifellos die 
größten Gefahren für die Freiheit, sei es durch Eroberungskriege bzw. Interven-
tionen oder durch Repression nach innen gegenüber den eigenen Bürgern. Die 
Relativierung des Nationalsozialismus als ›Vogelschiss der Geschichte‹ durch die 
AfD ist dabei ein besonders besorgniserregendes Phänomen. Der Nationalismus, 
insbesondere der National-Chauvinismus, erkennt Ausländer nicht als gleichwer-
tig an. Die Interessen der eigenen Nation – wie auch immer definiert – legitimie-
ren jegliche Aggression. Perverserweise geschieht dies zeitweise unter dem Deck-
mantel der humanitären Intervention. 

Politische Führer wie Bolsonaro in Brasilien und Duterte auf den Philippinen 
formulieren offen faschistische Ansichten. Auch US-Präsident Trump schürt 
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fremdenfeindliche Ressentiments. Und autoritäre Führer wie Orbán in Ungarn, 
Kaczynski in Polen, Salvini in Italien und viele andere – als Rechtspopulisten ge-
kennzeichnet – bedienen fremden-/minderheitenfeindliche Ressentiments und 
sind damit sehr erfolgreich. Im Wettbewerb um Wählerstimmen gibt es auch ei-
nen Linkspopulismus, der ebenfalls autoritäre und fremdenfeindliche Züge trägt. 
Beispiele dafür finden sich u.a. in Frankreich (Mélenchon) und in Lateinamerika. 
Silke van Dyk nennt diese Erscheinung Linksnationalismus,84 während ich sie als 
Sozialnationalismus kennzeichne.85 

Es sei daran erinnert, dass alle Freiheiten in der Geschichte gegen die Obrig-
keit erkämpft wurden. Im Prinzip gibt es ein Widerstandsrecht gegen die Aufhe-
bung von Freiheiten und die Willkür der Herrscher – selbst im Konfuzianismus. 
Die Verweigerung von Minderheitsrechten führt häufig zu Aufständen und darauf 
folgende Repression bis hin zur Vertreibung. Das neueste diesbezügliche Beispiel 
liefert die Situation in Myanmar. Zweifelsohne haben religiöser Fanatismus und 
Fundamentalismus in Form von Terrorismus in den letzten Jahrzehnten enorm 
zugenommen, und sie stellen eine echte Gefährdung für Millionen von Menschen 
dar. Gleichzeitig ist auch der Staatsterrorismus angewachsen. Beliebt ist in diesem 
Zusammenhang der Terrorismusvorwurf. Damit sind wir bei einer der wichtigsten 
Reduzierungen von Freiheiten, nämlich dem Sicherheitsargument. Potenzielle 
Feinde – aufgrund bestimmter, zugeschriebener Eigenschaften – werden inhaftiert 
bzw. in Lagern isoliert.  

Auch jeglicher Krieg beschneidet per se Freiheitsrechte: Der Begriff des 
›Feindes‹ erlaubt es, diesen zu vernichten. Kriegsgefangene haben zwar nach der 
Genfer Konvention Mindestrechte. Diese werden jedoch selten respektiert. Und 
Widerstandskämpfer genießen diese Rechte überhaupt nicht. Aber selbst Ange-
hörige feindlicher Nationen, auch wenn sie aus diesen aufgrund von Verfolgung 
geflohen sind, werden als Feinde interniert. Kriegsdienstverweigerung wird in 
den wenigsten Nationen als Freiheitsrecht anerkannt. 

Aber kommen wir jetzt zur Wahlfreiheit, d.h. die Wahl häufig zwischen zwei 
Übeln zu haben, also ggf. das kleinere wählen zu können. Man hat auch die Frei-
heit, sich nicht zu entscheiden: also nicht zur Wahl zu gehen,86 leere, ungültige 
Stimmzettel abzugeben oder sich zu enthalten. Trotz Wahlen ist Demokratie und 
damit der Schutz der Freiheiten nicht garantiert: Es gibt die Massendiktaturen87 
sowie die electoral autocracy.88 Wir haben auch die Freiheit, nicht zu wissen,89 
nicht zu lernen, das Recht auf Dummheit. Demokratie verlangt aber kompetente 
und bewusste Bürger, die in der Lage sind, zu denken, selbstständig zu denken. 

Ein Frontalangriff auf die Freiheitsrechte erfolgt mittlerweile durch die Wis-
senschaft selbst, nicht nur durch die Entwicklung immer raffinierterer Überwa-
chungssysteme, sondern durch die äußerst erfolgreichen und massiv geförderten 
Neurowissenschaften. Einige Wissenschaftler sprechen den Menschen prinzipiell 
die Fähigkeit ab, frei zu entscheiden. So sagt der bekannte Neurophysiologe Wolf 
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Singer apodiktisch: »Der freie Wille ist nur ein gutes Gefühl.«90 Aber an den Ge-
nen kann es ja nicht liegen, wenn sich Kinder anders verhalten als ihre Eltern. 
Und auch Tiere derselben Familie und Spezies haben sehr unterschiedliche Ver-
haltensweisen. Diese Hirnforscher versuchen Verhaltensänderungen durch die 
Evolution zu erklären und scheitern dabei. Ganz anders der Neurowissenschaftler 
Antonio Damasio, der zwar auch argumentiert, dass unsere Freiheitsräume durch 
unsere biologische Konstitution verringert sind, nichtsdestoweniger aber doch 
existieren.91 Inwieweit Zufall und Notwendigkeit unser Verhalten bestimmen, 
darüber gibt es seit Jahrzehnten eine lebhafte Diskussion, auch unter Theologen. 
Günter Ortmann spricht von Resilienz, Kontingenz und Rekursivität im Entste-
hungsprozess des Lebens auf der Erde.92  

Die neueste Bedrohung für die Freiheit ist die Künstliche Intelligenz: Einer-
seits durch die Algorithmisierung von Entscheidungsprozessen, andererseits 
durch enhanced, supernatural intelligence, intelligence amplification, z.B. durch 
das Einsetzen von Mikrochips in das Gehirn oder andere Körperteile, werden 
Mensch-Maschine-Wesen kreiert. Oder gar durch die Schaffung immaterieller 
Form von Intelligenz, die nach der Selbstvernichtung der Menschheit sich im 
Weltraum weiterentwickeln und überleben kann.93 

Letztendlich führt die Klimakatastrophe notwendigerweise zur Beschränkung 
von zahlreichen Freiheitsrechten im Sinne des Gemeinwohls bzw. gar des Über-
lebens der Menschheit. Insofern gibt es dafür tatsächlich keine Alternativen – an-
ders als die AfD behauptet. Es geht also immer um die Trinität von Freiheit, 
Gleichheit und Brüderlichkeit, wobei die historischen und kulturellen Differenzen 
in der spezifischen Gewichtung der jeweiligen Werte bestehen.  

Zusammenfassend kann man formulieren, dass die Entwicklung der Freiheits-
rechte ein Jahrtausende langer, historischer Prozess ist, der keineswegs an seinem 
Ende angelangt ist. Ganz im Gegenteil, Rückwärtsbewegungen haben stets statt-
gefunden. Freiheitsrechte sind unlösbar mit den Allgemeinen Menschenrechten 
und der Demokratisierung von Gesellschaften verbunden. Sie sind nie endgültig 
gesichert, sondern müssen ständig erneut gewonnen und verteidigt werden. Inso-
fern ist Arnd Pollmann zuzustimmen, dass die Freiheitsrechte noch nicht univer-
sal, aber zu universalisieren sind.94 

1  Vgl. Günter Nooke et al. (Hg.): Gelten Menschenrechte universal? Begründungen und Infragestellun-
gen. Freiburg u.a. 2008; sowie meinen Beitrag: Western and/or Universal Social Sciences? In: Asian 
Journal of German & European Studies 2018. 

2  Der chinesische Vertreter in der Kommission zur Vorbereitung der Erklärung, Peng-chun Chang, 
wandte sich gegen die Formulierung ›frei geboren‹ und wollte ›geboren‹ streichen. Er hat Recht. Die 
jetzige Formulierung ist nur auf dem Hintergrund der US-amerikanischen Geschichte zu verstehen: 
Unabhängigkeitskrieg gegen England, Kampf gegen die Urbevölkerung und Spanien, Sklavenhaltung 
und eine noch nicht etablierte Staatsgewalt. 

3  Der Apartheid-Staat Südafrika hat sich immerhin nur enthalten und nicht dagegen gestimmt – wohl 
auf Druck der USA, obwohl die AEMR gegen seine eigenen grundlegenden Prinzipien gerichtet ist. 
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4  Siehe Hans Ingvar Roth: P. C. Chang and the Universal Declaration of Human Rights. Philadelphia/PA 

2018; Sumner Twiss: Confucian Contributions to the Universal Declaration of Human Rights. In: Ar-
vind Sharma (Hg.): The World’s Religions: A Contemporary Reader. Minneapolis 2011, S. 102-114. 

5  Zu Peng-chun Chang schreibt Rainer Huhle ihn zitierend: »Chinesische Ideen waren mit europäi-
schem Menschenrechtsdenken und -fühlen vermischt, in einer Zeit, in der man erstmals im modernen 
Europa auf diesem Gebiet zu denken begann«; und weiter: »Zitate der chinesischen Klassiker Konfu-
zius und Menzius waren ihm stets zur Hand, aber sie dienten ihm nicht zur Abgrenzung von westli-
chem Denken, sondern als Beleg dafür, dass die Antworten auf grundlegende Fragen der menschli-
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